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 4. ist sich dessen bewusst, dass die Überwindung der ex-
tremen Armut ein unerlässliches Mittel zur uneingeschränkten 
Wahrnehmung der politischen, bürgerlichen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte darstellt, und bekräftigt die Zu-
sammenhänge zwischen diesen Zielen; 

 5. erklärt erneut, dass die weite Verbreitung der absolu-
ten Armut den vollen und wirksamen Genuss der Menschen-
rechte behindert und die Demokratie und die Teilhabe der Be-
völkerung auf eine schwache Grundlage stellt; 

 6. ist sich dessen bewusst, dass die Achtung vor den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten gefördert werden muss, 
um den drängendsten sozialen Bedürfnissen der in Armut le-
benden Menschen gerecht zu werden, namentlich durch die Ge-
staltung und Entwicklung geeigneter Mechanismen zur Stär-
kung und Festigung demokratischer Institutionen und einer 
ebensolchen Regierungs- und Verwaltungsführung; 

 7. bekräftigt die Verpflichtung auf die Verwirklichung 
der Entwicklungs- und Armutsbekämpfungsziele, die in der 
Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen405 und in den 
Ergebnisdokumenten der einschlägigen großen Konferenzen, 
Gipfeltreffen und Sondertagungen der Vereinten Nationen ent-
halten sind; 

 8. bittet den Hohen Kommissar der Vereinten Nationen 
für Menschenrechte, im Rahmen der Durchführung der Dekade 
der Vereinten Nationen für die Beseitigung der Armut der Fra-
ge der Menschenrechte und der extremen Armut auch weiterhin 
gebührende Aufmerksamkeit zu widmen; 

 9. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den konkreten 
Maßnahmen, die das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
und die Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur ergriffen haben, um die Auswirkungen der 
extremen Armut auf Kinder zu mildern, und von den Anstren-
gungen, die das Entwicklungsprogramm der Vereinten Natio-
nen unternimmt, um der Suche nach Möglichkeiten zur Milde-
rung der Armut im Rahmen der einschlägigen Resolutionen 
Vorrang einzuräumen, und legt ihnen eindringlich nahe, mit 
diesen Bemühungen fortzufahren; 

 10. appelliert an die Staaten, die Organe der Vereinten 
Nationen, insbesondere das Amt des Hohen Kommissars der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte und das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen, sowie die zwischenstaatli-
chen Organisationen und die nichtstaatlichen Organisationen, 
dem Zusammenhang zwischen den Menschenrechten und der 
extremen Armut weiterhin gebührende Aufmerksamkeit zu 
widmen; 

 11. beschließt, diese Frage auf ihrer neunundfünfzigsten 
Tagung unter dem Unterpunkt "Menschenrechtsfragen, ein-
schließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten" weiter zu behandeln. 

RESOLUTION 57/212 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Zif-
fer 127)416. 

57/212. Dekade der Vereinten Nationen für Menschen-
rechtserziehung (1995-2004) 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den in der Charta der Vereinten Nationen und 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte417 verankerten 
grundlegenden und universellen Prinzipien, 

 in Bekräftigung des Artikels 26 der Erklärung, dem zufolge 
"die Bildung auf die volle Entfaltung der menschlichen Persön-
lichkeit und auf die Stärkung der Achtung vor den Menschen-
rechten und Grundfreiheiten gerichtet" zu sein hat, sowie unter 
Hinweis auf die Bestimmungen anderer einschlägiger interna-
tionaler Menschenrechtsübereinkünfte, in denen die Ziele die-
ses Artikels zum Ausdruck kommen, 

 unter Hinweis darauf, dass der Menschenrechtserziehung 
auf der vom 14. bis 25. Juni 1993 in Wien abgehaltenen Welt-
konferenz über Menschenrechte große Bedeutung beigemessen 
wurde, 

 sowie unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen der 
Generalversammlung und der Menschenrechtskommission be-
treffend die Dekade der Vereinten Nationen für Menschen-
rechtserziehung (1995-2004), 

 die Auffassung vertretend, dass die Menschenrechts-
erziehung ein wichtiges Mittel ist, um Diskriminierung auf 
Grund des Geschlechts zu beseitigen und durch die Förderung 
und den Schutz der Menschenrechte der Frauen Chancen-
gleichheit zu gewährleisten, 

 
416 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bangladesch, 
Belarus, Belize, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, 
Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile, Costa Rica, Dänemark, 
Demokratische Republik Kongo, Dominikanische Republik, Dschibuti, 
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Fidschi, 
Finnland, Gambia, Ghana, Griechenland, Guatemala, Indien, Irland, Israel, 
Italien, Japan, Jugoslawien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, 
Kasachstan, Kenia, Kolumbien, Kongo, Kroatien, Lesotho, Liechtenstein, 
Litauen, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Marokko, Mauritius, Mexiko, 
Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neusee-
land, Nicaragua, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Peru, 
Philippinen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien, Rus-
sische Föderation, Sambia, San Marino, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, 
Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Suriname, Swasiland, Thailand, 
Togo, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Uru-
guay, Venezuela, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigte Staaten von 
Amerika und Zypern. 
417 Resolution 217 A (III). 
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 in der Überzeugung, dass sich Frauen, Männer und Kinder 
nur dann voll als Menschen entfalten können, wenn ihnen alle 
ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten bewusst gemacht 
werden, 

 sowie in der Überzeugung, dass es bei der Menschenrechts-
erziehung um mehr gehen sollte als um die bloße Bereitstellung 
von Informationen und dass sie vielmehr ein umfassender, le-
benslanger Prozess sein sollte, durch den die Menschen in allen 
Gesellschaften ungeachtet ihres Entwicklungsstands lernen, die 
Würde anderer zu achten, und darüber aufgeklärt werden, mit 
welchen Mitteln und Methoden diese Achtung in allen Gesell-
schaften gewährleistet werden kann, 

 in der Erwägung, dass die Menschenrechtserziehung für die 
Verwirklichung der Menschenrechte und Grundfreiheiten un-
verzichtbar ist und dass sorgfältig gestaltete Ausbildungs-, Be-
kanntmachungs- und Informationsprogramme als Katalysatoren 
für nationale, regionale und internationale Initiativen zur För-
derung und zum Schutz der Menschenrechte und zur Verhinde-
rung von Menschenrechtsverletzungen wirken können, 

 in der Überzeugung, dass die Menschenrechtserziehung zu 
einem ganzheitlichen Entwicklungsbegriff beiträgt, der mit der 
Würde von Frauen und Männern aller Altersgruppen im Ein-
klang steht und der die besonders schutzbedürftigen Unter-
gruppen der Gesellschaft, wie Kinder, Jugendliche, ältere Men-
schen, indigene Bevölkerungsgruppen, Minderheiten, arme 
Menschen in den Städten und auf dem Land, Wanderarbeit-
nehmer, Flüchtlinge, Menschen mit HIV/Aids und behinderte 
Menschen, berücksichtigt, 

 erklärend, dass der Menschenrechtserziehung eine Schlüs-
selrolle dabei zukommt, auf Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz 
gegründete Einstellungen und Verhaltensweisen zu verändern 
und Toleranz und die Achtung der gesellschaftlichen Vielfalt zu 
fördern und dass sie in entscheidender Weise zur Förderung, 
zur Verbreitung und zum Schutz der demokratischen Werte der 
Gerechtigkeit und Fairness beiträgt, die für die Verhütung und 
Bekämpfung der Ausbreitung von Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz unerlässlich sind, wie auf der vom 31. August bis 
8. September 2001 in Durban (Südafrika) abgehaltenen Welt-
konferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz an-
erkannt wurde418, 

 erfreut über die Abhaltung der Internationalen Beratungs-
konferenz über die Schulbildung im Zusammenhang mit Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit, Toleranz und Nicht-
diskriminierung vom 23. bis 25. November 2001 in Madrid, 

 
418 Siehe Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz, Erklärung und 
Aktionsprogramm. 

 sowie erfreut über die Anstrengungen, die Pädagogen und 
nichtstaatliche Organisationen in allen Teilen der Welt sowie 
zwischenstaatliche Organisationen, namentlich das Amt des 
Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrech-
te, die Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur, die Internationale Arbeitsorganisation, 
das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und das Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen, zur Förderung der 
Menschenrechtserziehung unternehmen, 

 in Anerkennung der Ergebnisse der von der Organisation 
der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
veranstalteten Regionalkonferenzen über Menschenrechts-
erziehung, die 1997 in Turku (Finnland), 1998 in Dakar (Sene-
gal), 1999 in Pune (Indien), 1999 in Rabat (Marokko) und 
2001 in Mexiko-Stadt (Mexiko) stattfanden, 

 sowie in Anerkennung der unschätzbaren und kreativen Rol-
le, welche die nichtstaatlichen und die lokalen Organisationen 
der Gemeinwesen bei der Förderung und dem Schutz der Men-
schenrechte spielen, indem sie Informationen in der Öffentlich-
keit verbreiten und sich in der Menschenrechtserziehung enga-
gieren, insbesondere an der Basis sowie in abgelegenen und 
ländlichen Gemeinwesen, 

 im Bewusstsein der möglichen Rolle, die der Privatsektor 
sowohl durch die finanzielle Unterstützung der staatlichen und 
nichtstaatlichen Aktivitäten als auch durch eigene kreative In-
itiativen bei der Durchführung des Aktionsplans für die Dekade 
der Vereinten Nationen für Menschenrechtserziehung (1995-
2004)419 und der Weltinformationskampagne über die Men-
schenrechte auf allen Gesellschaftsebenen übernehmen könnte, 

 in der Überzeugung, dass die Wirksamkeit der derzeit 
durchgeführten Tätigkeiten auf dem Gebiet der Menschen-
rechtserziehung und der Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet 
der Menschenrechte durch eine bessere Koordinierung und Zu-
sammenarbeit auf nationaler, regionaler und internationaler 
Ebene erhöht würde, 

 daran erinnernd, dass der Hohe Kommissar der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte die Aufgabe hat, die einschlägi-
gen Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeitsprogramme der 
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte zu ko-
ordinieren, 

 mit Dank Kenntnis nehmend von den Anstrengungen, die 
das Amt des Hohen Kommissars bisher unternommen hat, um 
den Informationsaustausch auf dem Gebiet der Menschen-
rechtserziehung durch den Aufbau einer Datenbank und die 
Sammlung von Materialien über die Menschenrechtserziehung 
zu verbessern und um über seine Internetseite420, seine Veröf-

 
419 A/51/506/Add.1, Anhang. 
420 www.unhchr.ch. 
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fentlichungen und seine Programme für Außenbeziehungen In-
formationen über die Menschenrechte zu verbreiten, 

 unter Begrüßung der Initiative des Amtes des Hohen Kom-
missars zum weiteren Ausbau des 1998 eingeleiteten Projekts 
"Gemeinsame Hilfe für Gemeinwesen", das Unterstützung aus 
freiwilligen Fonds erhält und Basisorganisationen und lokalen 
Organisationen, die praktische Arbeit auf dem Gebiet der Men-
schenrechte leisten, kleine Zuschüsse gewähren soll, 

 sowie unter Begrüßung der sonstigen Öffentlichkeitsarbeit 
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte, 
darunter namentlich die Weltinformationskampagne über die 
Menschenrechte sowie die Durchführung und Weiterverfolgung 
der Erklärung und des Aktionsprogramms von Wien, die von 
der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet wur-
den421, das Projekt "Wege zu einer Kultur des Friedens" der 
Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur und der auf dem Weltbildungsforum verabschiedete 
Rahmenaktionsplan von Dakar422, worin unter anderem der 
Auftrag der Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur erneut bestätigt wurde, die an dem 
Ziel der Bildung für alle mitwirkenden Partner zu koordinieren 
und ihre kollektive Dynamik bei der Sicherung einer hochwer-
tigen Grundbildung zu erhalten, 

 anerkennend, wie wertvoll Informations- und Kommunika-
tionstechnologien in der Menschenrechtserziehung für die För-
derung des Dialogs und des Verständnisses der Menschenrechte 
sind, und in diesem Zusammenhang unter anderem erfreut über 
die Initiativen "CyberSchoolBus" (Virtueller Schulbus)423 und 
"Voices of Youth" (Stimmen der Jugend) des Kinderhilfswerks 
der Vereinten Nationen424, 

 unter Hinweis auf die globale Halbzeitevaluierung der Fort-
schritte bei der Verwirklichung der Ziele der Dekade, die vom 
Amt des Hohen Kommissars in Zusammenarbeit mit allen an-
deren Hauptakteuren der Dekade durchgeführt und der Gene-
ralversammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung als Teil 
des entsprechenden Berichts der Hohen Kommissarin vorgelegt 
wurde425, 

 1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem Bericht der Hohen 
Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte über 
die Dekade der Vereinten Nationen für Menschenrechtserzie-
hung (1995-2004)426 und über die Öffentlichkeitsarbeit auf dem 
Gebiet der Menschenrechte; 

 
421 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
422 Siehe Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal, 
26-28 April 2000 (Paris 2000). 
423 Siehe www.un.org/Pubs/CyberSchoolBus/humanrights. 
424 Siehe www.unicef.org/voy. 
425 Siehe A/55/360. 
426 A/57/323. 

 2. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, die Aus-
arbeitung umfassender, partizipatorischer und nachhaltiger ein-
zelstaatlicher Strategien für die Menschenrechtserziehung zu 
fördern und das Wissen über die Menschenrechte in seiner 
theoretischen Dimension und seiner praktischen Anwendung 
als vorrangige Aufgabe in der Bildungspolitik zu verankern und 
zu stärken; 

 3. begrüßt die Maßnahmen, die die Regierungen und die 
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen ergrif-
fen haben, um den Aktionsplan für die Dekade der Vereinten 
Nationen für Menschenrechtserziehung (1995-2004)419 durch-
zuführen und Informationstätigkeiten auf dem Gebiet der Men-
schenrechte auszuarbeiten, wie aus dem Bericht der Hohen 
Kommissarin hervorgeht; 

 4. fordert alle Regierungen nachdrücklich auf, weiter zur 
Durchführung des Aktionsplans beizutragen, indem sie insbe-
sondere 

 a) je nach den Gegebenheiten in dem jeweiligen Land 
die Gründung möglichst repräsentativer nationaler Komitees 
für Menschenrechtserziehung fördern, die für die Ausarbeitung 
umfassender, wirksamer und nachhaltiger einzelstaatlicher Ak-
tionspläne für die Menschenrechtserziehung und die Informa-
tion auf dem Gebiet der Menschenrechte zuständig sind, unter 
Berücksichtigung der Empfehlungen der globalen Halbzeiteva-
luierung der Dekade und der vom Amt des Hohen Kommissars 
der Vereinten Nationen für Menschenrechte erarbeiteten Leitli-
nien für einzelstaatliche Aktionspläne für die Menschenrechts-
erziehung427; 

 b) die nationalen und die lokalen nichtstaatlichen Orga-
nisationen sowie die lokalen Organisationen der Gemeinwesen 
zur Durchführung ihrer einzelstaatlichen Aktionspläne er-
mutigen, sie dabei unterstützen und sie darin einbeziehen; 

 c) Kultur- und Bildungsprogramme einleiten und aus-
bauen, die auf die Bekämpfung des Rassismus, der Rassendis-
kriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und der damit zu-
sammenhängenden Intoleranz abzielen, und indem sie Kam-
pagnen zur Information der Öffentlichkeit sowie zielgerichtete 
Ausbildungsprogramme auf dem Gebiet der Menschenrechte 
unterstützen und durchführen, wie auf der Weltkonferenz gegen 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und 
damit zusammenhängende Intoleranz418 hervorgehoben; 

 5. legt den Regierungen nahe, im Rahmen ihrer einzel-
staatlichen Aktionspläne für die Menschenrechtserziehung Fol-
gendes in Erwägung zu ziehen: 

 a) Die Einrichtung der Öffentlichkeit zugänglicher Res-
sourcen- und Ausbildungszentren auf dem Gebiet der Men-
schenrechte, die Forschungsarbeiten durchführen, namentlich 

 
427 A/52/469/Add.1 und Corr.1. 
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auf dem Gebiet der für Kinder- und Gleichstellungsfragen auf-
geschlossenen Schulung von Ausbildern; 

 b) die Ausarbeitung, Zusammenstellung, Übersetzung 
und Verbreitung von Materialien für die Erziehung und Ausbil-
dung auf dem Gebiet der Menschenrechte; 

 c) die Veranstaltung von Kursen, Konferenzen, Fachta-
gungen und Informationskampagnen sowie die Gewährung von 
Hilfe bei der Durchführung der von internationalen Stellen ge-
tragenen technischen Kooperationsprojekte zu Gunsten der 
Menschenrechtserziehung und der Öffentlichkeitsarbeit; 

 6. ermutigt die Staaten, in denen derartige der Öffent-
lichkeit zugängliche nationale Ressourcen- und Ausbildungs-
zentren auf dem Gebiet der Menschenrechte bestehen, ihre Ka-
pazitäten zur Unterstützung der internationalen, regionalen, na-
tionalen und lokalen Programme für Menschenrechtserziehung 
und Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 
auszubauen; 

 7. fordert die Regierungen auf, im Einklang mit den Ge-
gebenheiten in ihrem jeweiligen Land der Verbreitung der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte417, der Internationalen 
Menschenrechtspakte428 und anderer Menschenrechtsüberein-
künfte, von Material und Ausbildungshandbüchern im Zusam-
menhang mit den Menschenrechten, einschließlich Informatio-
nen über die Mechanismen und Beschwerdeverfahren auf dem 
Gebiet der Menschenrechte, sowie der auf Grund der interna-
tionalen Menschenrechtsverträge vorgelegten Berichte der Ver-
tragsstaaten in ihren jeweiligen Landes- und Lokalsprachen 
sowie den Sprachen indigener Bevölkerungsgruppen Vorrang 
einzuräumen und in diesen Sprachen über die praktischen Mög-
lichkeiten zu informieren und darüber aufzuklären, wie nationa-
le und internationale Institutionen und Verfahren genutzt wer-
den können, um die wirksame Anwendung dieser Rechtsakte zu 
gewährleisten; 

 8. legt den Regierungen nahe, die vom Amt des Hohen 
Kommissars im Rahmen des Aktionsplans unternommenen An-
strengungen im Bereich der Aufklärung und der Öffent-
lichkeitsarbeit durch freiwillige Beiträge weiter zu unterstüt-
zen; 

 9. ersucht den Hohen Kommissar, die Strategien im Hin-
blick auf die Menschenrechtserziehung und die Information auf 
dem Gebiet der Menschenrechte innerhalb des Systems der 
Vereinten Nationen unter anderem in Zusammenarbeit mit der 
Organisation der Vereinten Nationen für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur auch künftig zu koordinieren und zu harmonisieren, 
namentlich auch die Durchführung des Aktionsplans, und dafür 
zu sorgen, dass bei der Zusammenstellung sowie beim Einsatz, 
der Verarbeitung, der Verwaltung und der Verteilung von In-
formations- und Aufklärungsmaterial zum Thema Menschen-
 
428 Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 

rechte, einschließlich auf elektronischem Weg, ein Höchstmaß 
an Wirksamkeit und Effizienz gewährleistet ist; 

 10. legt den Regierungen nahe, zum weiteren Ausbau der 
Internetseite des Amtes des Hohen Kommissars420 beizutragen, 
insbesondere was die Verbreitung von Material und Un-
terrichtsmitteln für die Menschenrechtserziehung betrifft, sowie 
die Veröffentlichungen und die Außenbeziehungsprogramme 
des Amtes fortzusetzen und zu erweitern; 

 11. legt dem Amt des Hohen Kommissars nahe, die ein-
zelstaatlichen Kapazitäten für die Menschenrechtserziehung 
und die Information auf dem Gebiet der Menschenrechte im 
Rahmen seines technischen Kooperationsprogramms auf dem 
Gebiet der Menschenrechte auch weiterhin zu unterstützen, so 
auch durch die Veranstaltung von Schulungskursen, Initiativen 
für Aufklärungsarbeit innerhalb der eigenen Bezugsgruppe und 
die Erarbeitung zielgruppenspezifischer Schulungsunterlagen 
für Fachkreise sowie durch die Verbreitung von Informations-
material über Menschenrechte als Bestandteil technischer Ko-
operationsprojekte, die Weiterentwicklung seiner Datenbanken 
und Ressourcensammlung und die weitere Überwachung der 
Entwicklungen auf dem Gebiet der Menschenrechtserziehung; 

 12. fordert die Sekretariats-Hauptabteilung Presse und In-
formation nachdrücklich auf, sich auch weiterhin der Informa-
tionszentren der Vereinten Nationen zu bedienen, damit grund-
legendes Informations-, Nachschlage- und audiovisuelles Mate-
rial über die Menschenrechte und Grundfreiheiten, namentlich 
auch die auf Grund der internationalen Menschenrechts-
übereinkünfte vorgelegten Berichte der Vertragsstaaten, in ih-
rem jeweiligen Tätigkeitsraum rechtzeitig zur Verteilung ge-
langt, und zu diesem Zweck sicherzustellen, dass die Informa-
tionszentren über ausreichende Mengen dieser Unterlagen ver-
fügen; 

 13. unterstreicht die Notwendigkeit einer engen Zusam-
menarbeit zwischen dem Amt des Hohen Kommissars und der 
Hauptabteilung Presse und Information bei der Durchführung 
des Aktionsplans und der Weltinformationskampagne über 
Menschenrechte sowie die Notwendigkeit der Abstimmung ih-
rer Aktivitäten zur Verbreitung von Informationen über das 
humanitäre Völkerrecht mit denjenigen anderer internationaler 
Organisationen, namentlich der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Bildung, Wissenschaft und Kultur bei ihrem Projekt 
"Wege zu einer Kultur des Friedens", dem Internationalen Ko-
mitee vom Roten Kreuz und den zuständigen nichtstaatlichen 
Organisationen; 

 14. bittet die Sonderorganisationen und die in Betracht 
kommenden Programme und Fonds der Vereinten Nationen, im 
Rahmen ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs weiter zur 
Durchführung des Aktionsplans und der Weltinformationskam-
pagne beizutragen und dabei untereinander und mit dem Amt 
des Hohen Kommissars zusammenzuarbeiten und ihre Tätig-
keiten zu koordinieren; 
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 15. ermutigt die zuständigen Organe, Stellen und Organi-
sationen des Systems der Vereinten Nationen, alle Menschen-
rechtsorgane des Systems der Vereinten Nationen, namentlich 
das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für 
Menschenrechte und das Amt des Hohen Flüchtlingskommis-
sars der Vereinten Nationen, alle Bediensteten und Amtsträger 
der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Menschenrechte 
ausbilden zu lassen; 

 16. legt den Menschenrechts-Vertragsorganen nahe, bei 
der Prüfung der Berichte der Vertragsstaaten das Hauptgewicht 
auf deren Verpflichtungen im Hinblick auf die Menschenrechts-
erziehung zu legen und dies auch in ihren abschließenden Be-
merkungen zum Ausdruck zu bringen; 

 17. ermutigt alle zuständigen Mechanismen der Men-
schenrechtskommission, nämlich die Arbeitsgruppen und die 
Sonderberichterstatter, Sonderbeauftragten oder Sachverstän-
digen, in ihre Berichte systematisch einen speziellen Abschnitt 
über die Menschenrechtserziehung aufzunehmen, soweit sie für 
ihr Mandat relevant ist, und die Menschenrechtserziehung auch 
zu einem Tagesordnungspunkt ihrer Jahrestagungen zu machen, 
mit dem Ziel, einen verstärkten Beitrag zur Menschenrechtser-
ziehung zu leisten; 

 18. fordert die internationalen, regionalen und nationalen 
nichtstaatlichen Organisationen und die zwischenstaatlichen 
Organisationen, insbesondere soweit sie sich mit Kinder-, Ju-
gend-, Frauen-, Arbeits-, Entwicklungs-, Ernährungs-, Woh-
nungs-, Bildungs-, Gesundheitsfürsorge- und Umweltfragen be-
fassen, sowie alle anderen für soziale Gerechtigkeit eintreten-
den Gruppen, Menschenrechtsaktivisten, Pädagogen, religiösen 
Organisationen, den Privatsektor und die Medien auf, im Zuge 
der Verwirklichung des Aktionsplans einzeln und in Zusam-
menarbeit mit dem Amt des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte konkrete schulische, außerschuli-
sche und informelle Aktivitäten, einschließlich kultureller Ver-
anstaltungen, durchzuführen; 

 19. begrüßt in diesem Zusammenhang die Initiativen zur 
Einbeziehung von Vertretern der Zivilgesellschaft und der 
nichtstaatlichen Organisationen sowie von Kinder- und Ju-
gendvertretern in die zu Weltkonferenzen, Gipfeltreffen und 
sonstigen Tagungen entsandten einzelstaatlichen Delegationen 
sowie die Arbeit nichtstaatlicher Organisationen und zwi-
schenstaatlicher Stellen im Hinblick auf die Veranstaltung von 
Paralleltagungen nichtstaatlicher Organisationen und von Ta-
gungen Jugendlicher als einen wichtigen Bestandteil der Men-
schenrechtserziehung; 

 20. ermutigt die Regierungen, die Regionalorganisationen, 
die zwischenstaatlichen und die nichtstaatlichen Organisatio-
nen, die mögliche Unterstützung und mögliche Beiträge zur 
Menschenrechtserziehung seitens aller in Betracht kommenden 
Partner zu erkunden, einschließlich des Privatsektors, der Ent-
wicklungs-, Handels- und Finanzinstitutionen sowie der Medi-

en, und sich um ihre Zusammenarbeit bei der Ausarbeitung von 
Strategien zur Menschenrechtserziehung zu bemühen; 

 21. ermutigt die Regionalorganisationen, Strategien für 
die weitere Verbreitung von Material über die Menschenrechts-
erziehung durch regionale Netzwerke zu entwickeln und re-
gionalspezifische Programme auszuarbeiten, um die größtmög-
liche Beteiligung staatlicher oder nichtstaatlicher nationaler 
Stellen an Programmen zur Menschenrechtserziehung zu er-
reichen; 

 22. legt den zwischenstaatlichen Organisationen nahe, auf 
Ersuchen die Zusammenarbeit zwischen staatlichen Einrichtun-
gen und nichtstaatlichen Organisationen auf einzelstaatlicher 
Ebene zu unterstützen; 

 23. ersucht das Amt des Hohen Kommissars, das Projekt 
"Gemeinsame Hilfe für Gemeinwesen" weiter durchzuführen 
und es auszubauen sowie andere geeignete Mittel und Wege zu 
prüfen, wie die Tätigkeiten auf dem Gebiet der Menschen-
rechtserziehung, namentlich auch soweit sie von nichtstaatli-
chen Organisationen unternommen werden, unterstützt werden 
können; 

 24. ersucht den Hohen Kommissar, diese Resolution allen 
Mitgliedern der internationalen Gemeinschaft sowie denjenigen 
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen zur 
Kenntnis zu bringen, die sich mit Menschenrechtserziehung 
und Öffentlichkeitsarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte 
befassen, und der Generalversammlung auf ihrer achtund-
fünfzigsten Tagung unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" 
über den Stand der Verwirklichung der Ziele der Dekade Be-
richt zu erstatten. 

RESOLUTION 57/213 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 116 Stimmen bei 55 Gegenstimmen und 7 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/556/Add.2 und Corr.1-3, Ziffer 
127)429: 
 Dafür:  Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Äquatorialguinea, Ar-
menien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, 
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, 
Burkina Faso, Burundi, China, Costa Rica, Côte d'Ivoire, Demokratische Republik 
Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, 
Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Gambia, Ghana, Grenada, Gui-
nea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Ja-
maika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, 
Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volks-
demokratische Republik, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Ma-
 
429 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Äthiopien, Benin, Bolivien, 
Burkina Faso, Burundi, China, Demokratische Republik Kongo, Demokra-
tische Volksrepublik Korea, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gambia, Ghana, 
Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Kamerun, Kap Verde, Kenia, 
Kongo, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Libysch-Arabische 
Dschamahirija, Malaysia, Mali, Mauretanien, Mosambik, Namibia, Nigeria, 
Pakistan, Sambia, Sierra Leone, Simbabwe, Sudan, Swasiland, Syrische 
Arabische Republik, Vereinigte Republik Tansania und Vietnam. 




